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1 Management Summary 

Verfügbarkeit moderner Breitbandnetze ermöglicht signifikantes wirtschaftliches 

Wachstum und Beschäftigung. Besonders in wissensbasierten Volkswirtschaften wie 

Deutschland wirkt sich der Ausbau der Breitband-Infrastruktur stark auf Wachstum, Beschäf-

tigung und Wettbewerbsfähigkeit aus. Davon profitieren nicht nur die Betreiber von Breit-

band-Infrastruktur sondern auch andere Sektoren der Volkswirtschaft über die ausgelösten 

externen Effekte.  

 

Ambitionierte Ziele der Bundesregierung. Die Bundesregierung hat die Bedeutung der 

Breitband-Infrastruktur erkannt und im Frühjahr 2009 ihre Breitbandstrategie mit ambitionier-

ten Zielen vorgelegt. So sollen bis Ende 2010 alle Haushalte in Deutschland flächendeckend 

mit Breitbandanschlüssen versorgt werden. Darüber hinaus sollen die heute nur begrenzt 

verfügbaren Übertragungsraten von 50 Mbit/s bis Ende 2014 mindestens 75 Prozent der 

Haushalte zur Verfügung stehen. Längerfristig sollen diese Hochleistungsanschlüsse flächen-

deckend verfügbar sein.  

 

Großer Handlungsbedarf beim Breitbandausbau in Deutschland. Im internationalen 

Vergleich befindet sich Deutschland bei der Breitbandnutzung derzeit nur im Mittelfeld. In 

anderen Staaten wird der Ausbau von zukunftsfähigen Hochgeschwindigkeitsnetzen wesent-

lich aktiver vorangetrieben. In Schweden basieren bereits heute ein Fünftel aller Breitbandan-

schlüsse auf Glasfasernetzen, in Korea und Japan sogar fast die Hälfte. In den USA ist diese 

Technologie ebenfalls auf dem Vormarsch.  

 

Breitbandnetze der nächsten Generation (NGA) erfordern Milliardeninvestitionen. Un-

ter den gegenwärtigen regulatorischen und industriepolitischen Rahmenbedingungen in 

Deutschland sind diese Investitionen nicht rentabel. Der Ausbau moderner Breitbandnetze 

kann daher nicht in dem volkswirtschaftlich sinnvollen und politisch erwünschten Maß erfol-

gen. Um dies zu ändern, muss die Bundesregierung die nötigen Investitionen effizient fördern 
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und unterstützen. Dazu sollte auf der Basis verschiedener erfolgreicher Maßnahmen in ande-

ren Ländern ein angepasster Strategie-Mix verfolgt werden. 

 

Subsidiaritätsprinzip als Grundsatz staatlicher Investitionen. Ambitionierte staatliche 

Investitionsprogramme sind kein geeignetes Instrument zur Umsetzung der nötigen Investiti-

onen. Internationale Beispiele wie das in Australien beschlossene Investitionsprogramm de-

monstrieren, dass solche Programme private Initiativen blockieren und die Gefahr erheblicher 

Ineffizienzen bergen. Die gleiche Argumentation gilt für den in Deutschland diskutierten 

Vorschlag der Gründung einer Breitband AG. Um öffentliche Mittel so effizient wie möglich 

einzusetzen und dabei den privatwirtschaftlichen Wettbewerb zu fördern, sollte die Bundesre-

gierung daher vor allem für investitionsfreundliche Rahmenbedingungen sorgen und öffentli-

che Mittel nur in Regionen einsetzen, in denen ein privatwirtschaftlicher Infrastrukturausbau 

auch unter günstigsten Rahmenbedingungen nicht rentabel ist.  

 

Schaffung investitionsfreundlicher Rahmenbedingungen. Der internationale Vergleich 

verdeutlicht, dass die Rahmenbedingungen für Investitionen in neue Breitband-Infrastruktur 

in Deutschland stark verbessert werden müssen. Insbesondere sollten die folgenden Maßnah-

men umgesetzt werden: 

 

 Synergieeffekte beim Infrastrukturausbau ermöglichen und vorhandene Leerkapazi-

täten nutzen. Tiefbauarbeiten machen 60 bis 80 Prozent der Gesamtkosten beim Ausbau 

von Breitbandnetzen der nächsten Generation aus. Diese Kosten können erheblich redu-

ziert werden, wenn die Nutzung bereits vorhandener Leerrohre von Telekommunikations-

betreibern sowie von Betreibern anderer Versorgungsnetze wie Strom, Gas, Wasser und 

Eisenbahnen ermöglicht und wenn nötig auch durchgesetzt wird. In der Breitbandstrategie 

der Bundesregierung werden bisher nur Auflagen bei Neubaumaßnahmen sowie die Aus-

weisung vorhandener Kapazitäten in einem Infrastrukturatlas und einer Baustellendaten-

bank angestrebt. Dies hat für Investitionen nur geringe Effekte und greift daher zu kurz. 

Insbesondere Frankreich hat hier deutlich weitergehende Maßnahmen beschlossen.  

 Kooperationen zwischen Netzbetreibern zulassen. Sowohl hohe Investitionskosten als 

auch spezifische Risiken beim Ausbau von Breitbandnetzen der nächsten Generation las-
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sen sich ökonomisch sinnvoll auf mehrere Investoren verteilen. Dabei haben sich internati-

onal eine Reihe von Kooperationsmodellen bewährt. Auch in Deutschland sollte möglichst 

schnell Rechtssicherheit über die kartellrechtliche und regulatorische Zulässigkeit von Ko-

operationstypen zwischen Netzbetreibern geschaffen werden. 

 Neue Bauvorschriften für den Haus- und Wohnungszugang. Klare Vorgaben für die 

Hausverkabelung mit Glasfasertechnologie erleichtern den Anschluss an neue Hochge-

schwindigkeitsnetze erheblich und verhindern, dass unklare Anschlussmöglichkeiten für 

einzelne Haushalte ein grundsätzliches Hindernis für Investitionen darstellen. Darüber hin-

aus sollten Anreize für Hauseigentümer geschaffen werden, um die hausinterne Glasfaser-

verkabelung voranzutreiben. Auch hier setzt Frankreich durch klare Vorgaben Maßstäbe. 

 Förderung der Nachfrage nach Breitbandanwendungen. In Deutschland bleibt die 

tatsächliche Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien deutlich hinter 

ihrem Potential zurück. Dies hat erhebliche Auswirkungen auf die Rentabilität von Investi-

tionen. Trotz potentiell höherer Verfügbarkeit nutzen in Deutschland bisher nur ca. 60 Pro-

zent der Haushalte einen Breitbandanschluss. Internationale Beispiele demonstrieren, dass 

diese Nachfrage durch entsprechende Förderprogramme gezielt gestärkt werden kann. Dies 

sollte in Deutschland insbesondere in den Feldern e-Government, Telemedizin und e-

Learning erfolgen.  

 

Regionale Differenzierung der Regulierung als zentraler Faktor für private Investitio-

nen. Sowohl Nachfrage als auch Wertschöpfungspotenziale von Breitband-Infrastruktur sind 

regional unterschiedlich. Auch die Wirtschaftlichkeit von Investitionen in Hochgeschwindig-

keitsnetze der nächsten Generation hängt stark von regionalen Faktoren, insbesondere der 

Bevölkerungsdichte, ab. Diese regionale Heterogenität muss eine investitionsfreundliche 

Regulierung berücksichtigen. Auf diese Weise lässt sich die Regulierungsdichte auch besser 

auf die tatsächlichen Wettbewerbsverhältnisse abstimmen. Mehrere Staaten, wie zum Beispiel 

Frankreich, Großbritannien und Portugal, haben dies bereits erkannt und bei der Regulierung 

von Breitbandnetzen berücksichtigt. Basierend auf diesen Erkenntnissen sollte der Regulie-

rungsrahmen in Deutschland wie folgt angepasst werden: 
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 In Großstädten und Ballungsgebieten Infrastrukturwettbewerb zulassen. In Regionen 

mit großer Bevölkerungsdichte ist Infrastrukturwettbewerb zwischen einem oder zwei 

Glasfaseranschlussnetzen, rückkanalfähigen Kabel-TV-Netzen und gegebenenfalls Funk-

netzen wie WiMAX rentabel möglich. In diesen Regionen kann der Wettbewerb durch ei-

ne symmetrische, für alle Netzbetreiber verpflichtende, Regulierung des Zugangs zu passi-

ver Infrastruktur wie Leerrohren und durch die allgemeine Missbrauchsaufsicht hinrei-

chend gesichert werden. Eine ex-ante Regulierung von Preisen ist hier nicht erforderlich.  

 In den übrigen Regionen Regulierung investitionsfreundlich gestalten. In Regionen 

mit mittlerer Bevölkerungsdichte, in denen nur ein Breitbandnetz rentabel betrieben wer-

den kann, ist Regulierung nötig, um den Dienstewettbewerb auf diesem Netz zu fördern. 

Allerdings müssen bei der Regulierung von Preisen die speziellen Risiken beim Bau neuer 

Breitbandnetze der nächsten Generation entsprechend berücksichtigt werden. Dies kann 

durch adäquate Risikoverteilungsmechanismen bei der Preissetzung oder durch die Be-

rücksichtigung spezifischer Risiken bei der Ermittlung der zulässigen Kapitalkosten erfol-

gen. Einen guten Orientierungspunkt bietet hier ein in den Niederlanden beschlossenes 

Preismodell, das unter anderem regional unterschiedliche Entgelte, Rabattoptionen sowie 

Aufschläge für Nachfrage- und Regulierungsrisiken enthält. 

 

Strukturschwache Regionen ohne rentable Investitionen in Breitbandnetze speziell för-

dern. In einem Teil Deutschlands wird auf absehbare Zeit keine betriebswirtschaftliche Ver-

sorgung mit innovativer Breitband-Infrastruktur möglich sein. Daher sind hier spezielle För-

deroptionen sinnvoll: 

 

 Staatliche Investitionsförderprogramme für unterversorgte Regionen. Staatliche In-

vestitionsförderprogramme zum Breitbandausbau sollten nur dort ansetzen, wo wegen feh-

lender Wirtschaftlichkeit keine privaten Anbieter aktiv werden. In diesem Fall sollte die 

Höhe der Wirtschaftlichkeitslücke im Rahmen eines Ausschreibungsverfahrens bestimmt 

werden. Gegenstand dieser Ausschreibung sollte die Errichtung eines Netzes sein, das je-

dem Diensteanbieter diskriminierungsfreien Zugang (Open Access) gewährt. Die Ent-

scheidung zugunsten eines Bieters sollte sich ausschließlich an Wirtschaftlichkeitskrite-

rien, insbesondere der Höhe des benötigten Zuschusses, orientieren und unabhängig von 
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der jeweiligen Unternehmensform sein. Vertikal integrierte Netzbetreiber und Dienstean-

bieter sollten somit gleich behandelt werden wie etwa kommunale Betreiber von passiver 

Infrastruktur. 

 Digitale Dividende nutzen. Durch Nutzung der zukünftigen Funktechnologie im Fre-

quenzbereich des ehemaligen Rundfunk-UHF-Bandes (LTE) können auch ländliche Räu-

me mit schnellen Breitbandinternetzugängen versorgt werden. Die Auktion dieser Fre-

quenzen ist bereits für Anfang nächsten Jahres vorgesehen. Allerdings können hohe Daten-

raten nur dann angeboten werden, wenn die Frequenzlose nicht auf zu viele Betreiber zer-

splittert werden. Dies sollte bei der Ausgestaltung der Auktionsregeln berücksichtigt wer-

den. Darüber hinaus sollte in strukturschwachen Regionen auch freiwilliges Frequenzpoo-

ling oder gemeinsamer Netzbetrieb möglich sein. 

2 Einleitung 

Besonders in wissensbasierten Volkswirtschaften wie Deutschland nimmt die Bedeutung von 

Informations- und Kommunikationstechnologien für Wirtschaftswachstum und Beschäftigung 

stetig zu. Um diese Technologien optimal nutzen zu können, kommt der Verfügbarkeit und 

Qualität der Breitband-Infrastruktur eines Landes eine zentrale Rolle zu. Im internationalen 

Vergleich zeigt sich hier für Deutschland erheblicher Nachholbedarf. Die Bundesregierung 

hat dies erkannt und im Frühjahr 2009 ihre Breitbandstrategie mit ambitionierten Zielen vor-

gelegt. So sollen alle Haushalte in Deutschland bis 2010 flächendeckend mit Breitbandan-

schlüssen versorgt werden. Zudem sollen bis Ende 2014 die heute nur begrenzt verfügbaren 

Übertragungsraten von 50 Mbit/s mindestens 75 Prozent der Haushalte zur Verfügung stehen 

und längerfristig sogar flächendeckend verfügbar sein (BMWi 2009a). Grundsätzlich markiert 

die Breitbandstrategie damit einen wichtigen Schritt in die richtige Richtung. Allerdings er-

fordert die Umsetzung dieser Ziele, insbesondere der Ausbau von Netzen der neuen Generati-

on, Investitionen im zweistelligen Milliardenbereich. Demgegenüber legen die bisher nur 

langsam vorankommenden Investitionen in Breitbandnetze der nächsten Generation die Ver-

mutung nahe, dass die aktuellen regulatorischen und industriepolitischen Rahmenbedingun-

gen in Deutschland nicht geeignet sind, den Ausbau moderner Breitbandnetze in dem volks-

wirtschaftlich sinnvollen und politisch erwünschten Maß auszuführen.  
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Um dies zu ändern, muss die Bundesregierung die nötigen Investitionen effizient fördern und 

unterstützen. Auf der Basis von Erfahrungen in anderen Ländern soll dazu in diesem Bericht 

ein angepasster Strategie-Mix identifiziert werden. Dazu wird in den beiden ersten Abschnit-

ten zunächst die volkswirtschaftliche Bedeutung von Breitbandnetzen kurz skizziert und die 

Situation für Deutschland im internationalen Vergleich analysiert. Danach werden aktuelle 

internationale Entwicklungen von industrie- und regulierungspolitischen Maßnahmen zur 

Förderung von Investitionen in die Breitband-Infrastruktur diskutiert und bewertet. Die auf 

dieser Basis gewonnenen Erkenntnisse und konkreten Handlungsempfehlungen für Deutsch-

land werden im letzten Abschnitt zusammenfassend skizziert. 

3 Volkswirtschaftliche Bedeutung von Breitbandnetzen 

Die gesamtwirtschaftliche Wirkung eines Ausbaus des bestehenden Breitbandnetzes in 

Deutschland wurden zuletzt von Katz et al. (2009) bewertet. Neben dem Anschluss bisher 

unterversorgter Gebiete wird dabei insbesondere die Wirkung einer Aufwertung des beste-

henden Netzes auf Bandbreiten von über 100 Mbit/s für mindestens 50 Prozent aller Haushal-

te und von über 50 Mbit/s für weitere 30 Prozent der Haushalte analysiert. Dabei ergibt sich 

bis zum Jahr 2020 bei geschätzten Investitionen von 36 Milliarden Euro ein zusätzliches 

Wachstum des Bruttoinlandsprodukts (BIP) von 170,9 Milliarden Euro sowie 968.000 zusätz-

liche Arbeitsplätze (Abbildung 1). Zudem fällt auf, dass nur etwa ein Fünftel des zusätzlichen 

Wachstums als direkter Mehrwert aus dem Breitbandnetzausbau entsteht, während der deut-

lich größere Teil aus positiven Netzwerkeffekten (Externalitäten) resultiert. 
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Abbildung 1: Investitionsbedarf und Wirkung beim Ausbau des Breitbandnetzes (Milliarden Euro, 
geschätzt) 
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Quelle: Katz et al (2009) 

 

Im Vergleich zu den Ergebnissen ähnlicher Studien für andere Länder sind die Ergebnisse 

von Katz et al. (2009) mit einem geschätzten BIP-Wachstum von ca. 2,4 Prozent über fünf 

Jahre im oberen Bereich einzuordnen (Abbildung 2). Jedoch selbst bei Annahme des durch-

schnittlichen zusätzlichen Wachstums von 1,58 Prozent ergibt sich bei einem Investitionsvo-

lumen von 20 Milliarden Euro ein Zuwachs von 41,4 Milliarden Euro bis 2014. 
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3 Volkswirtschaftliche Bedeutung von Breitbandnetzen 

Abbildung 2: Einfluss von Investitionen in Breitbandnetze auf das BIP-Wachstum (in Prozent über 
fünf Jahre) 
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 Quelle: Detecon Analysis, Gov. sites and company sites (2009) 

Die in Abbildung 1 dargestellten Wachstumseffekte werden auf vielfache Weise ausgelöst:  

 Die Verfügbarkeit von Breitband-Infrastruktur ermöglicht die Anwendung effizienterer 

Prozesse und der damit verbundenen Produktivitätszuwächse. Zu nennen sind hier zu-

nächst Anwendungen im Bereich Supply-Chain-Management, Ressourcenplanung, Ver-

trieb, Marketing oder Logistik. Um die Möglichkeiten all dieser Anwendungen ausnutzen 

zu können, werden in Zukunft immer größere Bandbreiten benötigt, etwa um Daten in 

Echtzeit austauschen oder um online auf einen Pool von IT-Infrastruktur zuzugreifen, um 

Anwendungen nach Bedarf nachzufragen beziehungsweise anzubieten (Cloud Computing).  

 Die Verfügbarkeit und Nutzung schneller internetbasierter Softwarelösungen kann auch 

die Zusammensetzung und Aufstellung von industriellen Wertschöpfungsketten beeinflus-

sen und so Effizienzgewinne realisieren. Beispielsweise können Arbeitskräfte aus anderen 

Gebieten beschäftigt und Dienstleistungen ausgelagert werden. Zudem kann durch be-

stimmte Anwendungen wie realitätsnähere Videosysteme Reisetätigkeit eingeschränkt 

werden, was nicht nur Kosten spart, sondern auch den Ausstoß klimaschädlicher Treib-

hausgase reduziert. 

 Schließlich ist zu erwarten, dass die Verfügbarkeit höherer Bandbreiten auch die Entwick-

lung von IKT-basierten Innovationen beschleunigen wird, etwa in den Bereichen Teleme-

dizin, e-Commerce, online Education, Social Networking oder Video on Demand.  

 8
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Abgesehen von kommerziellen Aspekten bietet eine Aufwertung der Breitband-Infrastruktur 

erhebliche Nutzungsmöglichkeiten im sozialen, ökologischen und politischen Bereich. Die 

größten sozialen Effekte werden sich vermutlich durch die zunehmende Nutzung von Com-

munities und Web 2.0-Anwendungen mit ihrem hohen Kommunikationsaufwand ergeben. 

Vernetzte Kommunikation, in der immer und überall umfangreicher Datenverkehr erfolgt, ist 

bereits heute unter jungen Nutzern weit verbreitet und wird künftig an Bedeutung zunehmen. 

Der Teil der Bevölkerung, der dann nicht oder nur ungenügend schnell online ist, wird zu-

nehmend wirtschaftlich und sozial ausgegrenzt werden. Ebenso wichtig kann die Wirkung 

eines Breitbandausbaus auf Ressourceneffizienz und Green IT sein, etwa im Bereich Gebäu-

deautomatisierung und Energiemanagement sowie auch im politischen Bereich etwa für e-

Government Anwendungen. 

 

Abbildung 3: Breitbandbedarf in Mbit/s 

1

4

5

12

40

50

70

300

0 50 100 150 200 250 300

Webpage aufrufen

10MB Download

Multi-Youtube Streaming

MS Outlook Syncronisation

Multiroom HDTV

High-End Gaming

3D Entertainment

Echtzeit Remote Computing

 

Quelle: Deutsche Telekom AG 

 

Um die hier skizzierten Anwendungsbereiche realisieren zu können, sind zwei Aspekte von 

großer Bedeutung. Zum einen benötigt ein Großteil der Anwendungen hohe Bandbreiten, die 

das derzeit existierende Netz nicht erreichen kann (Abbildung 3). Die Notwendigkeit hoher 

Bandbreiten resultiert zudem aus den Tageslastkurven von TV- und IKT-Nutzung im privaten 

Bereich, wo die Spitzenwerte zwischen 20 und 22 Uhr erreicht werden. Zum anderen ist es 

sowohl für die dezentrale Ansiedlung von Unternehmen als auch für die optimale Nutzung 

 9
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4 Breitband-Infrastruktur und -Investitionen im internationalen Vergleich 

des Potentials von Web-Communities oder Anwendungen im ökologischen und politischen 

Bereich wichtig, dass die Breitband-Infrastruktur nicht nur in Ballungsräumen, sondern mög-

lichst flächendeckend verfügbar ist. Derzeit besitzen nur Breitbandnetze der nächsten Genera-

tion (NGA) wie beispielsweise Glasfaser- oder rückkanalfähige Kabel-TV-Netze die insge-

samt erforderliche Leistungsfähigkeit. 

4 Breitband-Infrastruktur und -Investitionen im internationalen 
Vergleich 

Im internationalen Vergleich liegt die Breitbandpenetration in Deutschland (Anzahl der Breit-

bandkunden je 100 Einwohner) oberhalb des OECD-Durchschnitts von 22,4 Prozent. Aller-

dings zeigt der Vergleich mit ausgewählten OECD-Staaten, dass Deutschland nur einen Mit-

telfeldplatz belegt und noch erheblicher Verbesserungsbedarf besteht, um etwa die Breitband-

penetration der Niederlande zu erreichen (Abbildung 4). 
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Abbildung 4: Breitbandpenetration je 100 Einwohner unterteilt nach Technologien* 
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Quelle: OECD (2008), eigene Berechnungen 

 

Die Betrachtung nach einzelnen Technologien zeigt, dass mit Ausnahme der USA der jeweils 

größte Teil der vorhandenen Breitbandanschlüsse durch DSL realisiert wird. Demgegenüber 

ist der Anteil von Glasfasernetzen in allen europäischen Ländern mit Ausnahme von Schwe-

den sowie – mit Abstrichen – den Niederlanden und der Schweiz sehr gering. 
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Abbildung 5: Down- und Uploadgeschwindigkeit in ausgewählten OECD-Ländern (2009) 
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Quelle: http://www.speedtest.net 

 

Auch hinsichtlich der durchschnittlichen Down- und Uploadgeschwindigkeit gibt es klare 

Unterschiede in den hier betrachteten OECD-Ländern (Abbildung 5). Südkorea sticht bei der 

durchschnittlichen Downloadgeschwindigkeit deutlich heraus, in Japan, Schweden und den 

Niederlanden sind die Downloadgeschwindigkeiten ebenfalls recht hoch. Deutschland belegt 

in dieser Länderauswahl den fünften Rang und liegt zusammen mit Ländern wie der Schweiz, 

Finnland, Frankreich und den USA in einem Bereich von deutlich über 5 Mbit/s, während 

Australien, Großbritannien, Österreich und Spanien geringere Downloadgeschwindigkeiten 

haben. Bei der durchschnittlichen Uploadgeschwindigkeit liegen die Länder Japan, Schwe-

den, Südkorea und die Niederlande klar vorne. Deutschland belegt hier nur den neunten Platz 

und liegt damit insgesamt auch bei der Breitbandgeschwindigkeit nur im Mittelfeld.  

 

Insgesamt verdeutlichen diese Zahlen, dass Deutschland im internationalen Vergleich nur 

über eine durchschnittliche Breitband-Infrastruktur verfügt. Um allgemein die Wettbewerbs-

fähigkeit des Landes zu stärken und um die oben dargestellten gesamtwirtschaftlichen Effekte 

realisieren zu können, müsste insbesondere der Ausbau von Netzen der nächsten Generation, 
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wie von Glasfasernetzen, deutlich beschleunigt werden. Schätzungen gehen davon aus, dass 

dafür je nach Ausgestaltung der Investitionen bis 2020 zwischen 36 und 50 Milliarden Euro 

erforderlich sein werden (Katz et al. 2009, Steinmeier 2009). Ungeachtet dieses hohen Inves-

titionsbedarfs sind in Deutschland bisher nur Maßnahmen in vergleichsweise geringem Um-

fang erfolgt. So hat etwa die Deutsche Telekom rund 3 Milliarden Euro in den Ausbau ihres 

VDSL-Netzes investiert. Dies bleibt klar hinter den in Abbildung 6 ausgewiesenen Investiti-

onsplanungen von Unternehmen in den USA, Japan und Italien zurück. Daher liegt der 

Schluss nahe, dass unter den gegenwärtigen regulatorischen und industriepolitischen Rah-

menbedingungen in Deutschland nur geringe Investitionsanreize für Investitionen in Breit-

bandnetze der nächsten Generation bestehen. 

 

Abbildung 6: Geplante Investitionen in Glasfasernetze bis 2013 (in Milliarden Euro) 
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Quelle: Pyramid Research 2008 

 

Es wird deutlich, dass Deutschland derzeit nur über eine durchschnittliche Breitband-

Infrastruktur verfügt und dass bisher nur sehr verhalten in moderne Netze der nächsten Gene-

ration investiert wird. Daraus ergibt sich erheblicher Handlungsbedarf. Insbesondere verdeut-

lichen die vergleichsweise geringen Investitionen, dass die aktuellen regulatorischen und 

industriepolitischen Rahmenbedingungen nicht ausreichen, um die nötigen Investitionen in 

dem gewünschten und nötigen Umfang realisieren zu können. 
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5 Politische Strategien und Maßnahmen im internationalen 
Vergleich 

5.1 Das Subsidiaritätsprinzip als industriepolitischer Grundsatz 

Vor dem Hintergrund der hohen Kosten für den Ausbau moderner Breitbandnetze der nächs-

ten Generation und den bisher nur in sehr geringem Umfang erfolgten Investitionen liegt es 

zunächst nahe, den Ausbau durch ein entsprechend dimensioniertes staatliches Investitions-

programm zu beschleunigen. Doch obwohl zu erwarten ist, dass die generelle Verfügbarkeit 

von Breitbandnetzen der nächsten Generation positive externe Effekte auslösen würde, sollte 

die Rolle des Staates besser in wohldefinierten Grenzen gehalten werden, da vor allem aus 

ordnungspolitischer Sicht massive staatliche Investitionen in Breitband-Infrastruktur in mehr-

facher Sicht kritisch zu beurteilen sind: 

 

 Zunächst bergen sie die Gefahr, dass es zur Verdrängung privater Investitionen kommt. 

In diesem Fall werden öffentliche Mittel, die auch an anderer Stelle benötigt werden und 

daher hohe Opportunitätskosten haben, für Vorhaben gebunden, die alternativ auch private 

Investoren realisieren können.  

 Weiterhin führt die Errichtung einer neuen und irreversiblen Infrastruktur im Besitz einer 

Hand zu einer (erneuten) Monopolbildung und damit zu einer Verhinderung potentiellen 

Wettbewerbs. 

 Zudem können sich Mitnahmeeffekte ergeben, wenn etwa private Akteure von staatlich 

finanzierten Vorleistungen profitieren. 

 Schließlich bergen staatliche Investitionen die Gefahr von Überinvestitionen und somit 

ineffizienter Verwendung öffentlicher Mittel, weil die mit dem Projekt verbundenen Risi-

ken unter- beziehungsweise die Erträge überschätzt werden. 

 

Darüber hinaus beinhaltet der Ausbau neuartiger Hochgeschwindigkeitsnetze erhebliche Un-

sicherheiten hinsichtlich der technologischen Entwicklung, der Tiefbaukosten, der Entwick-

lung der Nachfrage und der tatsächlich benötigten Bandbreite. Grundsätzlich kann davon 

ausgegangen werden, dass private Investoren diese Risiken besser einschätzen können. Neben 
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Spezialisierungsvorteilen und zumeist größerer Erfahrung ist dies vor allem darin begründet, 

dass die realistische Kalkulation der Risiken im ureigenen Interesse privater Investoren liegt, 

während politische Entscheidungsträger nicht unmittelbar für ihre Fehleinschätzungen haften 

müssen und mögliche Verluste auf die Allgemeinheit übertragen können (Principal-Agent 

Problem). 

 

Die hier skizzierten Überlegungen lassen sich am Beispiel Australiens, eines aktuell viel 

beachteten Beispiels für ein umfangreiches staatliches Investitionsprogramm zum Aufbau 

eines Hochleistungsnetzes, illustrieren. Im April 2009 kündigte die Regierung Investitionen 

von 25 Milliarden Euro in den Aufbau eines „New National Broadband Networks“ an, an 

dem der Staat eine Beteiligung von mindestens 51 Prozent halten will.2 Aus einer aktuellen 

Kosten-Nutzen-Analyse (Ergas und Robson 2009) ergibt sich allerdings, dass die Kosten des 

Projekts um geschätzte 8 bis 12 Milliarden Euro über dem Nutzen liegen, was vor allem einer 

unzureichenden Erwägung technischer Alternativen wie dem schrittweisen Ausbau bestehen-

der Kupfer- und Koaxialnetze, dem Einsatz von Funktechnologien sowie der unzulänglichen 

Berücksichtigung von Risiken hinsichtlich der privaten und öffentlichen Nachfrage geschul-

det ist. Nach Einschätzung der Autoren sind diese Ergebnisse robust und deuten darauf hin, 

dass durch das Programm der australischen Regierung öffentliche Mittel in erheblichem Um-

fang ineffizient investiert werden. 

 

In Deutschland wird aktuell ein dem australischen Modell vergleichbarer Ansatz, die so 

genannte Breitband AG, diskutiert (Steinmeier 2009). Auch hier steht die Beschleunigung 

des Ausbaus eines Breitbandnetzes der nächsten Generation im Vordergrund der Überlegun-

gen. Allerdings verdeutlichen sowohl die genannten grundsätzlichen Bedenken gegen derarti-

ge Programme als auch die Bewertung des Beispiels Australiens, dass dies der falsche Weg 

ist. Stattdessen sollte der Ausbau der Breitband-Infrastruktur primär durch private Investoren 

erfolgen, während öffentliche Investitionen nur dort vorgenommen werden, wo die Bereitstel-

lung moderner Breitbandtechnologie unter rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht renta-

                                                                          

2 Auf diese Weise sollen 90 Prozent aller australischen Haushalte, Schulen und Firmen mit Durchlaufraten von 
bis zu 100 Mbit/s versorgt werden. Die restlichen 10 Prozent sollen mit kabellosen und Satelliten gestützten 
Verbindungen bis 12 Mbit/s versorgt werden. Die Finanzierung des Regierungsanteils von knapp 13 Milliarden 
Euro soll zu einem großen Teil durch Auflegung spezieller Staatsanleihen erfolgen (Minister for Broadband, 
Communications and the Digital Economy, 2009). 
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bel ist. Diesem Subsidiaritätsprinzip folgend, sollten staatliche Maßnahmen sich darauf 

konzentrieren, die Rahmenbedingungen für private Investitionen zu verbessern. Kooperati-

onsmodelle der Industrie, bei denen sich mehrere private Partner zusammenschließen und die 

nötige Infrastruktur gemeinsam aufbauen, stellen einen sinnvollen Ansatz dar, der durch 

Schaffung eines klaren kartellrechtlichen und regulatorischen Rahmens gezielt gefördert wer-

den sollte. Wie der internationale Vergleich zeigt, bieten sich insbesondere die folgenden 

Kooperationsmöglichkeiten an:  

 

 Zusammenarbeit beim Infrastrukturbau nach Gebieten: Hier erschließt jeder Partner 

ein bestimmtes Gebiet mit Glasfasernetzen und stattet jedes Haus mit mehreren Fasern aus, 

von denen einige nach Fertigstellung den anderen Partnern zur Nutzung überlassen wer-

den. Da auf diese Weise keiner der Partner die neue Infrastruktur insgesamt als Monopolist 

betreiben kann und der Zugang als Teil der Kooperation festgelegt wird, ist eine weiterge-

hende ex-ante Regulierung zumindest für einen bestimmten Zeitraum überflüssig, wobei 

aber von einer verstärkten Beobachtung der zuständigen Wettbewerbsbehörde auszugehen 

ist. Beispiele hierfür sind „fibre suisse“ in der Schweiz, „Reggefiber FTTH“ in den Nie-

derlanden und der gemeinsame VDSL-Ausbau in Heilbronn durch die Deutsche Telekom 

AG und Vodafone in Deutschland. 

 Ko-Finanzierung des Infrastrukturbaus: Bei diesem Modell finanzieren die Partner 

gemeinsam den Ausbau ohne dass dabei auch alle bei der konkreten Erschließung aktiv 

werden. Den Investoren wird ein Nutzungsrecht an den verlegten Fasern eingeräumt. Ana-

log zum oben genannten Modell ist eine Regulierung auch in diesem Fall weitestgehend 

überflüssig. Beispiel: Kooperation zwischen Swisscom und den Stadtwerken St. Gallen in 

der Schweiz. 

 Miete einzelner Glasfasern: Bei dieser Erweiterung des Kofinanzierungsmodells können 

Partner, die weder am Ausbau noch an dessen Finanzierung beteiligt sind, einzelne Fasern 

mieten und dort eigene aktive Netzelemente anbringen. So können sie im Gegensatz zum 

Mehr-Fasern-Ansatz weiterhin eine eigene Infrastruktur betreiben. 

 Bezug von Übertragungsdiensten als Vorleistung: In diesem Modell beziehen 

Diensteanbieter, die über keine eigene Infrastruktur verfügen, im Rahmen längerfristiger 
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Verträge Breitband-Übertragungsdienste als Vorleistung von Großhändlern oder Netz-

betreibern (Bitstromzugang).  

5.2 Spezifische Förderung benachteiligter Regionen 

Wie oben dargelegt, sind national einheitliche Förderprogramme kritisch zu beurteilen und 

sollten daher in Deutschland nicht weiter in Erwägung gezogen werden. Dessen ungeachtet 

hat der Staat jedoch die Aufgabe, in den Regionen, in denen die Bereitstellung moderner 

Breitbandtechnologie unter rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht rentabel ist, den Infra-

strukturausbau durch gezielte Fördermaßnahmen zu unterstützen. Dies wird in einigen Län-

dern der EU und auch in den USA praktiziert, wie die folgenden Beispiele zeigen: 

 

 In ihrer Breitbandstrategie „Digital Britain“ vom Juni 2009 geht die britische Regierung 

davon aus, dass der Markt maximal zwei Drittel der Haushalte mit schnellen Glasfaseran-

schlüssen versorgen wird. Nur das letzte Drittel soll mithilfe öffentlicher Investitionen im 

Rahmen des „Final Third Projects“ ausgebaut werden. Dazu sollen technologie- und anbie-

terneutral gezielt Subventionen versteigert werden, um die Wirtschaftlichkeitslücke bei 

privaten Anbietern zu schließen. Finanziert werden die Ausgaben über den „Next Genera-

tion Fund“, in den Einnahmen aus einer monatlichen Gebühr von 0,50 GBP (0,55 Euro) 

auf alle Festnetzanschlüsse fließen. Dadurch sollen jährlich bis zu 175 Millionen GBP (194 

Millionen Euro) eingenommen werden und der Anschluss andernfalls unterversorgter Ge-

biete gesichert werden (Department for Culture, Media and Sport 2009). 

 In Finnland wird bis 2015 eine Breitbandanbindung von 100 Mbit/s für mindestens 99 

Prozent der Bevölkerung angestrebt. Der Finanzierungsbedarf für unrentable Regionen, 

zusätzlich zu den Investitionen auf kommerzieller Basis, wird auf insgesamt 200 Millionen 

Euro geschätzt. Zur Finanzierung eines Glasfasernetzes in diesen Regionen sollen sich 

Kommunen und nationale Regierung an den Investitionen in Höhe von 200 Millionen Euro 

beteiligen. Dabei sollen maximal 67 Prozent der Investitionssumme öffentlich gefördert 

werden (Zentralstaat maximal 33 Prozent, Kommunen ca. 27 Prozent, EU-Strukturfonds 

ca. 7 Prozent). Die Gegenfinanzierung des Anteils des Zentralstaats soll durch Auktionser-

löse von Radiofrequenzen für die Breitbandübertragung erfolgen. Falls diese Erlöse nicht 
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ausreichen, ist eine für 2010 bis 2015 befristete Breitbandabgabe von Telekommunikati-

onsunternehmen vorgesehen (Elixmann 2009).  

 In den USA sind im Rahmen des American Recovery and Reinvestment Act zwischen Juli 

2009 und August 2010 bis zu 6,5 Milliarden Dollar (4,4 Milliarden Euro) für den Breit-

bandausbau vorgesehen. Die Zuschüsse werden als technologieneutrale „competitive 

grants“ für „unserved or underserved areas“ vergeben. Es werden kaum Vorgaben zur 

Ausgestaltung und Organisation des Ausbaus gemacht. Bewerbungsberechtigt sind Bun-

desstaaten, Kommunen, Non-Profit-Organisationen und private Breitbandanbieter (The 

111th Congress of the United States of America 2009). 

 In Deutschland stehen seit 2008 im Rahmen einer Reihe unterschiedlicher Fördertöpfe 

(Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (GAK), 

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GRW), Zu-

kunftsinvestitionsgesetz (ZuInvG)), einer groben Schätzung zufolge im Jahr 2010 ungefähr 

83 Millionen Euro zur Verfügung. 3 Diese zielen auf die Anbindung unterversorgter Gebie-

te und sind an das Vorliegen einer Wirtschaftlichkeitslücke geknüpft. Gefördert werden 

sowohl Maßnahmen zur technischen Realisierung von Breitbandanschlüssen (Verteiler, 

Funktürme,...), als auch die Verlegung von Leerrohren (BMWi 2009c). 

 

Gegenüber einem landesweiten Investitionsprogramm wie dem Australiens haben die hier 

beschriebenen Ansätze den Vorteil, dass sie je Einwohner und Jahr deutlich weniger öffentli-

che Mittel binden. Allerdings erfordert die Fragmentierung der Fördermöglichkeiten in ver-

schiedenen Programmen und die föderale Struktur in Deutschland ein erhöhtes Maß an Koor-

dination und Eigeninitiative auf den unteren Ebenen für einen effektiven Abruf der verfügba-

ren Mittel. Zudem zeigt der direkte Vergleich auch, dass die in Deutschland bisher für die 

                                                                          

3 Die Schätzung basiert auf folgenden Punkten: Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (GAK), 2008, 2009 und 2010 stehen jeweils 10 Millionen Euro bereit. Die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GRW) sieht bis 2013 einen Betrag zur 
Förderung von Breitbandanschlüssen für Gewerbebetriebe vor. Nach Schätzungen des BMWi werden dafür ca. 
60 Millionen Euro abgerufen (vgl. S. 16 Breitbandstrategie). Im Rahmen des Zukunftsinvestitionsgesetzes (Zu-
InvG) werden nach eignen Berechnungen in den Jahren 2009 bis 2011 173 Millionen Euro für den Breitbandaus-
bau ausgegeben (vgl. DIW econ 2009). Eine grobe Schätzung ergibt somit für 2010 (in Millionen Euro): 10 GAK + 
15 GRW (60/4 Jahre) + 58 ZuInvG (173/3 Jahre) = 83 Millionen Euro. In einzelnen Bundesländern besteht dar-
über hinaus die Möglichkeit, die Breitbandversorgung durch Mittel aus dem „Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung“ (EFRE) und dem „Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums“ 
(ELER) zu fördern. 
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Versorgung benachteiligter Gebiete bereitgestellten Mittel deutlich geringer ausfallen, als dies 

in den übrigen Beispielländern der Fall ist (Abbildung 7). 

 

Abbildung 7: Jährliche öffentliche Breitbandinvestitionen pro Kopf (Vergleichsjahr 2010) 
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Quelle: DIW econ, Population Reference Bureau. Eigene Berechnungen auf Grundlage offi-

zieller Angaben.4  

 

Um die Förderung der Breitbandversorgung benachteiligter Gebiete in Deutschland zu 

verbessern, bedarf es daher einer deutlichen Aufstockung der aktuell verfügbaren Mittel. Gute 

Orientierungspunkte sind hier die in Finnland und Großbritannien vorgenommenen Pro-Kopf-

Ausgaben, die um das drei- bis vierfache über den in Deutschland verfügbaren Beträgen lie-

gen.  

Hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung einer spezifischen Förderung ist zu beachten, dass 

diese wettbewerbsneutral erfolgen muss. Eine angemessene Vorgehensweise besteht darin, 

die Höhe der Wirtschaftlichkeitslücke im Rahmen eines Ausschreibungsverfahrens bestim-

men zu lassen. Hauptgegenstand dieser Ausschreibung sollte die Errichtung eines Netzes sein, 

das jedem Diensteanbieter diskriminierungsfreien Zugang gewährt (Open Access Netz). Die 

                                                                          

4 Berücksichtigt wurden nur öffentliche Gelder und keine privaten Finanzierungsanteile. Wenn sich die Program-
me über mehrere Jahre erstrecken, wird die Gesamtsumme durch die Anzahl der Jahre geteilt. 
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Entscheidung zugunsten eines Bieters sollte sich ausschließlich an Wirtschaftlichkeitskrite-

rien, insbesondere der Höhe des benötigten Zuschusses, orientieren und unabhängig von der 

jeweiligen Unternehmensform sein. Auf diese Weise könnte der Anteil öffentlicher Mittel auf 

ein Minimum reduziert werden. Um dies zu erreichen sollten alle Bieter im Ausschreibungs-

verfahren gleich behandelt werden, unabhängig davon, ob es sich um vertikal integrierte 

Netzbetreiber und Diensteanbieter oder um kommunale Betreiber passiver Infrastruktur han-

delt. 

5.3 Die Potenziale eines angepassten Regulierungsrahmens 

5.3.1 Synergieeffekte sektorübergreifender Infrastrukturnutzung 

Studien und Erfahrungswerte aus der Praxis zeigen, dass Bauarbeiten – insbesondere Tiefbau-

arbeiten zur Verlegung von Leerrohren – der größte Kostentreiber (ca. 60 bis 80 Prozent) 

beim Ausbau von Breitband-Infrastruktur sind (Caio 2008). Diese Kosten könnten erheblich 

reduziert werden, wenn sektorübergreifend alle Beteiligten für die Zukunftsaufgabe des Breit-

bandausbaus gewonnen werden und Ansätze zur gemeinsamen Nutzung von Leerrohren so-

wie zur Arbeitsteilung bei Tiefbauarbeiten umgesetzt werden können. Dazu muss geklärt 

werden, inwiefern über den Telekommunikationssektor hinaus relevante Basis-Infrastruktur 

aus anderen Netzwirtschaften wie Strom, Gas, Wasser und Eisenbahnen für die Zwecke des 

Ausbaus der Breitband-Infrastruktur nutzbar gemacht werden kann.  

 

Aus der internationalen Praxis ist hier vor allem das Beispiel Frankreichs zu nennen. Hier ist 

die Regulierungsbehörde ARCEP Triebkraft einer Zusammenarbeit zwischen 

Telekommunikationsbetreibern und Gemeinden. In einem Eckpunkte-Papier von Mai 2008 

identifiziert die ARCEP die Bereitstellung von Bauinfrastruktur oder technischen Gehäusen 

für Netzbetreiber als eine der Möglichkeiten gemeindlicher Beteiligung am Ausbau der 

Breitband-Infrastruktur. Insbesondere sind die kommunalen Behörden aufgefordert, bei 

Arbeiten an bestehenden Versorgungsinfrastrukturen sicherzustellen, dass eine spätere 

Verlegung von Glasfaser möglich wird, was zu einer geschätzten Kostenersparnis von bis zu 

65 Prozent für die Glasfaserinfrastruktur führen kann (ARCEP 2008). Ferner ist jeder 

Betreiber eines Glasfasernetzes, der ein bestimmtes Gebäude erschließt, unabhängig von der 

Marktposition gehalten, anderen Anbietern den Zugang so zu gestatten, dass sie den 
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Gebäudebewohnern ihre Dienste anbieten können, ohne erneut eine Erschließung des 

Gebäudes vornehmen zu müssen. Dabei soll grundsätzlich der Zugangspunkt anderer 

Unternehmen außerhalb des privaten Anwesens sein (ARCEP 2009b). 

In Deutschland wird die Nutzung von Synergien beim Infrastrukturausbau durch die Öffnung 

und Mitnutzung von vorhandenen öffentlichen und privaten Einrichtungen der anderen Infra-

strukturbereiche in der Breitbandstrategie der Bundesregierung angeregt. Die hierzu in der 

Breitbandstrategie vorgesehenen Maßnahmen umfassen die Mitnutzung bestehender Netze 

von Bundesbehörden, den Aufbau eines Infrastrukturatlasses mit Leerrohrinformationen, den 

Aufbau einer Baustellendatenbank für Straßenbaumaßnahmen, um dort Leerrohre kosten-

günstig verlegen zu können sowie eine Ausweitung der steuerlichen Absetzbarkeit von 

Handwerkerrechungen für Breitbandausbau in Gebäuden (BMWi 2009a). Diese Maßnahmen 

gehen in die richtige Richtung, greifen insgesamt jedoch zu kurz. Vielmehr sollte die gemein-

same Nutzung von Leerrohren für Telekommunikationsnetzbetreiber über ein Transparenzan-

gebot und über Neubaumaßnahmen hinaus für alle existierenden geeigneten Kapazitäten ver-

pflichtend sein. Insbesondere wäre eine Ausweitung auf kommunale Abwasserkanäle eine 

effiziente Möglichkeit für Netzbetreiber, Zugang zu jedem Haushalt ohne hohe Tiefbaukosten 

zu bekommen. Darüber hinaus ist auch ein innovativer gesetzlicher Regelungsansatz für einen 

effizienten Haus- und Wohnungszugang notwendig. Wichtige Elemente hierbei sind Stan-

dards für die Breitbandverkabelung von Neubauten, diskriminierungsfreier Zugang zu bereits 

gelegter Verkabelung in bestehenden Gebäuden, Zertifizierung von Gebäuden nach der Quali-

tät ihrer Breitbandverkabelung sowie hinreichende Wahlmöglichkeiten der Bewohner bzw. 

Mieter. 

5.3.2 Regionale Differenzierung der Regulierung 

Aufgrund des hohen Anteils fixer Kosten beim Auf- und Ausbau von Breitband-Infrastruktur 

sind regionalen Faktoren, insbesondere die Bevölkerungsdichte, ein entscheidender Faktor für 

die Höhe der Kosten je angeschlossenem Kunden und somit für das Preisniveau eines wett-

bewerbsfähigen Angebots. Um diese zunächst so gering wie möglich zu halten, erfolgen Auf- 

und Ausbau von neuer Infrastruktur typischerweise zunächst in Ballungsgebieten. Nur wenn 

die neu angebotenen Dienste tatsächlich von den Kunden angenommen werden, erfolgt der 

flächendeckende Infrastrukturausbau. Aus diesem Grund ist die Verfügbarkeit von etablierter 

(DSL) und neuer Breitband-Infrastruktur (beispielsweise VDSL) regional unterschiedlich 
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(Abbildung 8). Das gleiche gilt für den Auf- und Ausbau von Glasfasernetzen, der allgemein 

erst am Anfang steht und sich daher insbesondere auf große Städte und Ballungsgebiete kon-

zentriert.  

Abbildung 8: Regionale Verfügbarkeit von Breitband* sowie ADSL2+ und VDSL 

 

 

* ≥ 1Mbit/s 

Quelle: Breitbandatlas des BMWi (2009c, Stand: 01.01.09) und Heuermann (2008) 

 

Als Folge der regional unterschiedlichen Ausbreitung weichen auch die regionalen Rahmen-

bedingungen für Wettbewerb und Investitionen zum Teil stark voneinander ab. Da zudem 

grundsätzlich davon auszugehen ist, dass ein funktionsfähiger Wettbewerb einem Regulie-

rungsregime überlegen ist, ergibt sich die Notwendigkeit, Regulierung überall dort zurückzu-

nehmen, wo sich der Markt wettbewerbsorientiert entwickelt. Ein regionalisiertes Regulie-

rungsregime kommt diesen Anforderungen nach, denn es ermöglicht eine regional differen-

zierte Abstimmung zwischen Regulierungsdichte und Wettbewerbsverhältnissen. Eine wich-

tige Voraussetzung für eine effizienzorientierte, regionalisierte Regulierung ist, dass die Un-

terteilung des nationalen Markts in regionale Teilmärkte nach wettbewerbsrelevanten Krite-

rien erfolgt. Internationale Beispiele für solche regional differenzierten Regulierungsansätze 
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existieren etwa beim Markt für Bitstrom, einem Vorleistungsprodukt für DSL-Anbieter, in 

verschiedenen EU Staaten: 

 

 In Großbritannien setzt die regional differenzierte Regulierung bereits bei der Marktab-

grenzung an. Auf der Basis einer wettbewerbsökonomischen Untersuchung werden vier 

separate geografische Märkte unterteilt und unterschiedlich reguliert. Dabei wird in dem 

Markt mit einer ausreichend großen Zahl von Anbietern der Zugang zu Bitstrom von der 

Regulierung freigestellt. In den übrigen drei Märkten, wo nur ein oder nicht ausreichend 

viele Anbieter tätig sind, belässt es die OFCOM bei der Verpflichtung zur getrennten 

Buchführung (Office of Communication 2008a). Die Zahl der Anbieter je Region wird da-

bei unabhängig von der jeweiligen Technologie ermittelt und schließt auch TV-Kabel und 

Glasfasernetze mit ein.  

 In Portugal segmentiert die Regulierungsbehörde den Markt ebenfalls geographisch und 

reduziert in Gebieten mit hohem Wettbewerbsdruck die Regulierung. Auch dieser Ansatz 

schließt die Regulierung von Netzen der nächsten Generation mit ein. Dabei wird zwischen 

Gebieten mit und solchen ohne ausreichenden Wettbewerb unterschieden. Während für 

beide ein Zugang zu Leerrohren obligatorisch vorgesehen ist, gelten darüber hinaus gehen-

de Regulierungen wie etwa für Bitstromzugang nur in den Gebieten ohne ausreichenden 

Wettbewerb (Portugal Telecom 2009).  

 Während in Österreich der Markt national abgegrenzt wird, wählt die Regulierungsbehör-

de ein bestimmtes Regulierungsregime in Abhängigkeit der regionalen Wettbewerbssitua-

tion. Auf diese Weise erfolgt auch hier eine Unterteilung in zwei Gebietskategorien, wobei 

in Gebieten mit hinreichendem Wettbewerb die Preisregulierung weitestgehend aufgeho-

ben wird (Telekom-Control-Kommission 2008, v. Weizsäcker 2008). 5 

In allen drei Beispielen differenziert die Regulierung die Regionen nach deren Wettbewerbs-

verhältnissen und in Regionen mit hoher Wettbewerbsintensität wird die Regulierung konse-

quent reduziert. Dadurch werden Investitionsanreize in diesen Regionen nicht mehr durch die 

Regulierung vorgegeben, sondern vermehrt durch den Markt bestimmt.  

                                                                          

5 Die Einführung dieses Regulierungsentwurfs wurde im Dezember 2008 durch den österreichischen Verwal-
tungsgerichtshof unterbunden. Allerdings spricht sich das Gericht in seiner Entscheidung nicht grundsätzlich 
gegen eine Regionalisierung aus. Vielmehr erfolgte die Entscheidung wegen nicht erfüllter verwaltungsrechtlicher 
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 Auch in Frankreich wird der Regulierungsrahmen für Netze der nächsten Generation 

regional unterschiedlich festgelegt. Dabei differenziert die Regulierungsbehörde zwischen 

Ballungsgebieten mit starker Bevölkerungskonzentration, in denen es für die Betreiber ö-

konomisch tragfähig ist, eigene Infrastruktur so nah wie möglich an den Wohnungen zu 

verlegen, und übrigen Gebieten. In den Ballungsgebieten ist jeder Telekommunikations-

betreiber unabhängig von der Marktposition gehalten, anderen Wettbewerbern den Zugang 

zum Abschlussteil des Netzes zu gewähren. In den anderen Gebieten ist France Telecom 

als Betreiber mit signifikanter Marktmacht seit Mitte 2008 verpflichtet, anderen Betreibern 

Zugang zu seiner Tiefbauinfrastruktur zu gewähren (ARCEP 2009a). 

 

Auch in Deutschland hat die BNetzA in 2008 einen Fragenkatalog zur regional differenzierten 

Regulierung zur Kommentierung veröffentlicht. Eine endgültige Entscheidung bezüglich 

einer etwaigen Differenzierung in der konkreten Ausgestaltung zukünftiger Regulierung liegt 

allerdings noch nicht vor.  

 

Ein regionalisierter Regulierungsansatz entsprechend der hier dargestellten Beispiele sollte 

auch in Deutschland implementiert werden. Auf diese Weise könnten Regionen mit hoher 

Wettbewerbsdichte von höherer Effizienz funktionierender Märkte profitieren, während das 

Regulierungsregime in den übrigen Regionen unberührt bliebe. Darüber hinaus könnten so 

zunächst die Investitionsanreize in neue Breitbandnetze der nächsten Generation in Ballungs-

gebieten erhöht und der Netzausbau somit vorangetrieben werden. Langfristig würde ein 

beschleunigter Netzaufbau in den Ballungsgebieten auch die übrigen Regionen bevorteilen, 

da auch der flächenmäßige Netzausbau früher einsetzen könnte. Konkret erscheint für 

Deutschland eine regionale Unterteilung in drei Segmente sinnvoll: 

 

                                                                          

Anforderungen an die Regulierungsverfügung, der es nach Einschätzung des Gerichts an Bestimmtheit fehle 
(VGH 2008/03/0116-16, 0118-16, 0119-7 und 0120-14 vom 17. Dez. 2008). 
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 Großstädte und Ballungsgebiete mit starkem Wettbewerb 

Dieses Segment umfasst alle Regionen, die starken Wettbewerb bei etablierten beziehungs-

weise gute potentielle Wettbewerbsverhältnisse bei neuen Technologien aufweisen. In diesen 

Regionen gibt es eine hinreichend große Zahl alternativer Anbieter mit verschiedenen Tech-

nologien wie DSL oder Kabel-TV im Markt, beziehungsweise es kann damit gerechnet wer-

den, dass mehr als ein Netz der nächsten Generation profitabel betrieben werden kann. Auf 

Grund der ausreichenden Wettbewerbsverhältnisse kann der Wettbewerb im Rahmen der 

Missbrauchsaufsicht gesichert werden. In diesen Regionen sollte daher grundsätzlich keine 

Preisregulierung, insbesondere keine ex-ante Festlegungen, erfolgen. Um zudem die volks-

wirtschaftlich ineffiziente Duplizierung von passiver Infrastruktur, insbesondere der Leerroh-

re, zu vermeiden, sollten Netzzugangsverpflichtungen symmetrisch für alle Eigentümer passi-

ver Infrastruktur auferlegt werden. Dies betrifft auch die Leerrohre von anderen kommunalen, 

öffentlichen und privaten Netzwirtschaften wie Strom, Gas, Wasser sowie die passive Infra-

struktur von Kabel-TV oder City-Netzbetreibern (vergleiche Abschnitt 4.3.1). 

 

 Städtisches Umland und kleinere Städte mit eingeschränktem Wettbewerb 

Bei den Regionen in diesem Segment ist Wettbewerb bei etablierten beziehungsweise neuen 

Technologien nur eingeschränkt möglich, da hier nur eine begrenzte Zahl alternativer Anbie-

ter rentabel ein Netz betreiben kann. In diesem Teilmarkt könnten die etablierten asymmetri-

schen regulatorischen Ansätze des Europäischen Rechtsrahmens, insbesondere der Zugang zu 

aktiver und passiver Infrastruktur, weiterentwickelt werden. Zudem muss die Preisregulierung 

bei Breitbandnetzen der nächsten Generation so ausgestaltet sein, dass die Risiken des Inves-

tors hinreichend berücksichtigt und Investitionsanreize gefördert werden. Dies kann durch 

geeignete Risikoverteilungsmechanismen geschehen, bei denen beispielsweise die Zugangs-

konditionen durch unterschiedliche Laufzeiten derart differenziert werden, dass sie das Aus-

maß des übernommenen Risikos widerspiegeln (siehe hierzu die Diskussion im nachfolgen-

den Abschnitt 4.3.3). In diesen Regionen sollte auch den in Abschnitt 4.1 beschriebenen Ko-

operationsmodellen beim Glasfaserausbau eine besondere Bedeutung zukommen.  
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 Strukturschwache Regionen 

Dieses Segment enthält alle Regionen, in denen der Aufbau und Betrieb von Breitband-

Infrastruktur privatwirtschaftlich nicht rentabel ist. Hier bedarf es der Unterstützung der öf-

fentlichen Hand entsprechend der in Abschnitt 4.2 dargelegten Vorgehensweise. 

 

5.3.3 Risikoteilungskonzepte 

Investitionen in glasfaserbasierte Netze der nächsten Generation haben technische Lebens-

dauern von mehreren Jahrzehnten und werden über lange Zeiträume hinweg abgeschrieben. 

Da es sich um versunkene Investitionen handelt, die nach der Implementierung keine alter-

native Verwendung haben, sind langfristig sichere Rahmenbedingungen für die Investitions-

entscheidungen von besonders hoher Bedeutung. Dies betrifft insbesondere die rechtliche und 

regulatorische Planungssicherheit.  

 

Besonders wichtig in diesem Zusammenhang ist zudem, dass regulierte Preismodelle auch 

Investitionsanreize enthalten. Anders als bei der herkömmlichen Telekommunikation existiert 

die hochleistungsfähige Breitband-Infrastruktur noch nicht, sondern muss unter erheblichem 

Risiko für das investierende Unternehmen hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung von 

Technologien, Wettbewerb und Nachfrage erst noch aufgebaut werden. Künftige Preismodel-

le sollten daher neben dem Schutz von Wettbewerb und Verbraucherinteressen auch hinrei-

chend viel Flexibilität bei der Preisgestaltung zulassen. Insbesondere müssen investierende 

Unternehmen in der Lage sein, auf ungewisse Nachfrage angemessen zu reagieren und Expe-

rimentierphasen durchstehen zu können. Vor allem in der frühen Phase des Infrastrukturauf-

baus steht dieses Anliegen offensichtlich im Widerspruch zu einer ex-ante Preisregulierung 

im Vorleistungsmarkt, die das investierende Unternehmen dazu verpflichtet, den Wettbewer-

bern Kapazität zu kostenbasierten Preisen anzubieten.  

 

Im internationalen Umfeld werden die Risiken von Großprojekten, wie z.B. Seekabeln, durch 

differenzierte, langfristige Leasingverträge verteilt. Dies bedeutet eine Preisdifferenzierung 

nach Laufzeit, abgenommener Kapazitätsmenge, Losgrößen etc. Vergleichbare Ansätze soll-

ten auch beim Ausbau von Breitbandnetzen der nächsten Generation möglich sein. Zudem 
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sollten bei der Abschätzung der Kapitalkosten angemessene Risikokomponenten berücksich-

tigt werden. 

 

Mehrere der hier betrachteten Länder haben bereits auf diese neuen Herausforderungen rea-

giert und entsprechende Preismodelle initiiert und zum Teil auch schon implementiert. 

 

 Die Regulierungsbehörde der Niederlande, OPTA, nimmt derzeit eine Vorreiterrolle bei 

dem Bemühen ein, Planungssicherheit bei Investitionen in Netze der nächsten Generation 

zu schaffen. Die folgenden Tarifgrundsätze gelten speziell zur Regulierung des entbünde-

ten Zugangs zu Glasfasernetzen (Bos 2009): 

- Verlängerung des Genehmigungszeitraums auf drei Jahre (2009 bis 2011); 

- Entgelte für den entbündelten Glasfaserzugang sind regional differenziert, derzeit in 5 

Regionen nach deren unterschiedlichen Kapitalkosten je Anschluss; 

- Einmalentgelte (mit Deckungsbeitragskomponente) und Entgelte für Kollokation und 

Backhaul; 

- Entgeltanpassung an den Verbraucherpreisindex; 

- Zulässigkeit einer Rabattstaffel nach Anzahl der Kunden pro Anschlussgebiet; 

- Entgeltbestimmung auf Basis eines Kapitalwertmodells, wobei die maximal zulässigen 

Kapitalkosten auf Basis der zulässigen Kapitalkosten bei bereits existierenden Kupfernet-

zen plus Aufschläge für Nachfragerisiken sowie Risiken aus der asymmetrischen Regulie-

rung berechnet werden. 

 

 OFCOM in Großbritannien schlägt eine ex-ante Regulierung der Preise für Vorleistungen 

vor (Office of Communication 2008b). Dabei sollen folgende Grundsätze bei den Preismo-

dellen maßgeblich sein:  

- Einbezug der Investitionsrisiken;  

- Berücksichtigung der Ungewissheit hinsichtlich der erwarteten Nachfrage;  

- Flexibilität zur Ermöglichung von Experimenten und höheren Investitionen;  

 27



DIW Berlin: Politikberatung kompakt  52 

5 Politische Strategien und Maßnahmen im internationalen Vergleich 

- Widerspiegelung der Merkmale der zu Grunde liegenden Breitbandprodukte;  

- Wirkung der relativen Preise unterschiedlicher Produkte auf die Investitionsanreize;  

- Zurechnung der Investitionskosten nur zu Produkten, die von der Investition gedeckt wer-

den. 

 

 Die ARCEP in Frankreich widmet sich der Frage im Zusammenhang mit der Erschlie-

ßung von Gebäuden in Ballungsgebieten. In ihrem zur Kommentierung frei gegebenen 

Dokument will es die ARCEP anders als die OFCOM bei einer ex-post Kontrolle der Vor-

leistungspreise belassen. Eine ex-ante Preisregulierung wird nicht angestrebt. Vielmehr 

wird die Preissetzung dem Markt überlassen. Dabei legt die ARCEP Wert darauf, dass die 

Preismodelle Anreize für die Investitionen zur Gebäudeerschließung bieten. Risikovertei-

lung und Risikoprämie sind aus Sicht des Regulierers durchaus legitim (ARCEP 2009c). 

 

Insgesamt muss festgehalten werden, dass die etablierten Grundsätze der Preisregulierung im 

geltenden Rechtsrahmen die Risiken beim Aufbau von Breitbandnetzen der nächsten Genera-

tion nur unzureichend berücksichtigen. Der offensichtlich größte Widerspruch in dieser frü-

hen Phase des Breitbandausbaus entsteht, wenn die Kombination aus ex-ante Preisregulierung 

und Grenzkostenbasis beibehalten wird. Innovative Preismodelle, wie etwa das in den Nieder-

landen implementierte, bei dem die spezifischen Risiken einer Investition explizit berücksich-

tigt werden, sollten auch in Deutschland Anwendung finden. 

 

5.3.4 Digitale Dividende 

Die Nutzung der Frequenzen, die aufgrund der Digitalisierung der Fernsehübertragung frei 

werden, die sogenannte digitale Dividende, kann einen wichtigen Beitrag zur Erschließung 

unterversorgter Regionen leisten. Für die kostengünstige Versorgung ländlicher Räume ist der 

Bereich von 790 bis 862 MHz aufgrund seiner hohen Reichweite besonders geeignet. Als 

zukunftssichere Technik gilt hier insbesondere LTE, das ab ca. 2011 zur Verfügung stehen 

wird. Angesichts der Knappheit des Spektrums sind die Regulierungsbehörden allerdings 

gefordert, eine flexiblere und effizientere Nutzung der Frequenzen voranzutreiben. Ansätze 

dazu werden international überall verfolgt. 
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 In den USA wurde Anfang 2008 ein integriertes Versteigerungsverfahren durchgeführt. 

Mit ca. 19,5 Milliarden US-Dollar konnte die FCC den größten Versteigerungserlös ihrer 

Geschichte erzielen (Federal Communications Commission, 2008). 

 Auch in Frankreich und Großbritannien umfasst die Breitbandstrategie Mobilfunk-

Infrastruktur, um die Ziele flächendeckender Breitbandversorgung zu erreichen. Im franzö-

sischen Nationalplan wurde bereits Ende 2008 die Nutzung der digitalen Dividende verab-

schiedet und die Vergabe vor Ende 2009 ist eines der formulierten Vorhaben der Breit-

bandstrategie des Landes („France Numérique 2012“ 2008). In Großbritannien sollen auch 

die so genannte 3G-Erweiterungsbänder nutzbar gemacht werden. (DCMS und BIS 2009) 

Die Breitbandstrategie in Deutschland fordert eine rasche Nutzung der digitalen Dividende 

und eine technologieneutrale Neuvergabe der 2G Frequenzen. Sie geht davon aus, dass nach 

der Zustimmung des Bundesrats (geschehen im Juni 2009) die BNetzA noch in 2009 einen 

Frequenznutzungsplan aufstellen und das Vergabeverfahren starten wird, damit die Digitale 

Dividende bereits Anfang 2010 für die breitbandige Erschließung des ländlichen Raums ge-

nutzt werden kann. 

 

Dabei ist zu beachten, dass die für einen Kunden nutzbare Datenrate davon abhängt, wie groß 

die zusammenhängenden MHz-Blöcke bei einer Versteigerung des Spektrums sind. Je größer 

die einzelnen Lose, desto eher lassen sich auch Hochgeschwindigkeitsnetze bauen. Daher 

sollten die Frequenzen nicht auf zu viele Betreiber aufgeteilt werden und die Lizenznehmer 

das Recht erhalten, die Frequenzen bedarfsweise zusammenzulegen oder gemeinsam zu nut-

zen. 

5.4 Komplementäre Maßnahmen zur Förderung der Nachfrage 

Neben der Verbesserung der unmittelbaren Investitionsanreize durch die beschriebenen in-

dustrie- und regulierungspolitischen Maßnahmen ist aus volkswirtschaftlicher Sicht auch die 

Förderung der Nachfrage von großer Bedeutung, da volkswirtschaftliche Gewinne hauptsäch-

lich durch auf Breitbandnetzen aufbauende Anwendungen und Dienstleistungen realisiert 

werden. In Deutschland allerdings bleibt die tatsächliche Nutzungsintensität von Breitband-

Infrastruktur klar hinter dem aktuellen Potenzial zurück. So wird davon ausgegangen, dass 
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potentiell 98 Prozent der Haushalte Breitbandanschlüsse beziehen können, dies jedoch nur 

knapp 60 Prozent tatsächlich tun (BMWi 2009a). Insgesamt fällt somit die Nutzungsintensität 

von IKT in Deutschland im internationalen Vergleich gering aus (Abbildung 9). Aus diesem 

Grunde kann in Deutschland die Förderung der Nutzung von breitbandbasierten Anwendun-

gen und somit der Nachfrage nach Breitbandnetzen einen wichtigen zusätzlichen Beitrag zur 

Investitionsförderung leisten.  

 

Abbildung 9: Intensität der IKT-Nutzung* im internationalen Vergleich (Indikator) 
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*Nutzungsintensität von IKT anhand von Variablen zu Internetnutzung sowie Anzahl von 

festen und mobilen Breitbandanschlüssen. 

Quelle: ITU 2009 

 

Für die Förderung der Nachfrage nach schnellen Internetverbindungen bieten sich vor allem 

die Bereiche e-Government, Telemedizin und e-Learning an, in denen Deutschland im inter-

nationalen Vergleich erheblichen Nachholbedarf hat. Grundsätzlich kann die intensivere Nut-

zung von IKT in diesen Bereichen zu erheblichen Effizienzsteigerungen in der öffentlichen 

Verwaltung und im Gesundheitssektor führen sowie einen wichtigen Beitrag zur Verbesse-

rung der IKT-Fähigkeiten von Schülern und Studenten leisten. 

 

E-Government vereinfacht und beschleunigt die Kommunikation zwischen Behörden und 

Bürgern beziehungsweise Unternehmen. So können Bürger und Unternehmen etwa Informa-
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tionen jederzeit abrufen, Wege zu Behörden durch internetbasierte Interaktion ersetzen und 

leichter aktiv an politischen Entscheidungsprozessen teilnehmen. Voraussetzung für umfas-

sendes e-Government ist allerdings bei einem großen Teil der Maßnahmen eine sichere elekt-

ronische Identifikation. Gleichzeitig erhöht e-Government durch verbesserte Kommunikation 

und Information die Effizienz vieler Prozesse innerhalb staatlicher Institutionen, was zu er-

heblichen Kostenersparnissen führen kann. Im internationalen Vergleich unterscheidet sich 

die Verfügbarkeit und Qualität der von Regierungen angebotenen elektronischen Dienstleis-

tungen zum Teil deutlich, wobei Deutschland sehr schlecht abschneidet (Abbildung 10). 

 

Abbildung 10: UN e-Government Readiness Indikator 
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Quelle: UN 2008 

 

Die USA und die Niederlande zählen zur Spitzengruppe in diesem Bereich. In den USA wer-

den etwa für Bürger und Unternehmen öffentliche Dienstleistungen auf einer zentralen Web-

site (www.usa.gov) übersichtlich dargestellt. So können Bürger z.B. ihre Steuererklärung 

online einreichen oder über Live-Chats mit Mitarbeitern der Regierung kommunizieren. In 

den Niederlanden wurde bereits im Jahr 2005 ein digitales Identifizierungssystem eingeführt, 

das einen sicheren Informationsaustausch zwischen öffentlicher Verwaltung und Bürgern 

sowie Unternehmen gewährleisten soll (Epractice 2009a). Ansätze zur Förderung von e-

Government finden sich zunehmend auch in bislang schlechter bewerteten Ländern. So haben 

inzwischen beispielsweise auch Spanien und Österreich Systeme für die elektronische Iden-

tifizierung der Bürger eingeführt (MITYC 2009, o.V. 2009a). 
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In Deutschland wird ein einheitlicher e-Government-Ansatz durch die heterogene IT-

Landschaft der Bundesländer und Gemeinden erschwert, wo verschiedene Verwaltungen 

teilweise unterschiedliche IT-Anwendungen für gleiche Zwecke entwickelten und die über 

7.000 Internetseiten der verschiedenen Gebietskörperschaften kaum integriert sind (Epractice 

2009b). Um dies zu verbessern wurde im Jahr 2006 das Bundesprogramm e-Government 2.0 

verabschiedet, um bis 2010 Fortschritte in diesem Feld zu erzielen (BMWi 2009b). Allerdings 

konnten wichtige Basiselemente, wie eine einheitliche elektronische ID-Karte, bisher noch 

nicht realisiert werden. 

Telemedizin umfasst Anwendungen im Gesundheitsbereich, die auf Internetinfrastruktur 

basieren. Maßnahmen in diesem Bereich können zu erheblichen Effizienzsteigerungen im 

Gesundheitsbereich führen und bieten verschiedene Vorteile für Patienten. Mögliche Anwen-

dungen umfassen elektronische Gesundheitskarten, die das lebenslange Speichern von Patien-

teninformationen erlauben, Fern-Monitoring, wodurch Ärzte die Vitalwerte von Patienten im 

eigenen Haus überwachen können oder IT-gestützte Konsile (Gemeinschaftsdiagnosen). Auch 

in diesem Bereich wird Deutschland international schlecht bewertet (Capgemini 2007). Dabei 

fällt vor allem ins Gewicht, dass die Einführung einer elektronischen Gesundheitskarte häufig 

verschoben und bis heute nicht umgesetzt wurde. In Ländern wie Großbritannien und Spa-

nien ist eine solche Karte dagegen schon seit längerer Zeit im Umlauf (Department of Health 

2002, MITYC 2009). 

 

E-Learning erlaubt eine Ergänzung konventioneller Lernformern durch die Einbindung e-

lektronischer Medien. Es bietet etwa die Möglichkeit der Verdeutlichung abstrakter Inhalte 

mittels Simulationen, der Vereinfachung der Dokumentation und Wiederholung von Lernin-

halten sowie einer besseren Integration von Audio- und Videodokumenten in den Unterricht. 

In Deutschland gibt es keine einheitlichen Ansätze im Bereich e-Learning, was insbesondere 

damit zusammenhängt, dass Bildung im Verantwortungsbereich der Länder liegt. Als nationa-

le, jedoch privatwirtschaftlich finanzierte Maßnahme ist das Programm Telekom@School zu 

nennen, das bereits im Jahr 2000 bundesweit alle 34.000 allgemeinen und berufsbildenden 

Schulen entgeltfrei mit Internetanschlüssen der Telekom versorgt hat. 30.000 dieser Schulen 

verfügen bisher über einen DSL-Anschluss (o.V. 2009b). 

Andere Länder sind in diesem Bereich aktiver. In Spanien wird neben der Breitbandanbin-

dung und IKT-Austattung von Schulen insbesondere die IT-Fortbildung von Lehrkräften 
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gefördert (MITYC 2009). In Österreich wurde bereits im Jahr 2000 die eFit Strategie einge-

führt, welche Schulen, Hochschulen, lebenslanges Lernen und Kultur in verschiedenen Initia-

tiven zusammenbringt, um IKT-Fähigkeiten zu verbessern. Im Anschluss folgten weitere 

Programme (eFit2, Futur(e)Learning I und II), welche einen inhaltlichen Fokus auf die Unter-

stützung neuer Lernformen und Lernarrangement sowie eine moderne Lehrerfortbildung 

legen (Dorninger 2005, BMUKK 2008). 

6 Konsequenzen für Deutschland 

Es besteht breiter Konsens, dass Investitionen in Breitband-Infrastruktur erheblichen gesamt-

wirtschaftlichen Nutzen stiften. Um dieses Potential zu realisieren, muss zum einen die beste-

hende Infrastruktur durch Ausbau zu Netzen der nächsten Generation deutlich verbessert, zum 

anderen müssen bisher unterversorgte Gebiete erschlossen werden. In beiden Bereichen ver-

deutlicht der internationale Vergleich, dass in Deutschland erheblicher Nachholbedarf besteht. 

Dies zu verbessern ist folgerichtig auch das Ziel der Breitbandstrategie der Bundesregierung. 

Allerdings wird angesichts der bisher sehr geringen Investitionen deutlich, dass hierfür vor 

allem die politischen und regulatorischen Rahmenbedingungen für Investitionen in Breitband-

Infrastruktur deutlich verbessert werden müssen. Ansatzpunkte hierzu sind in diesem Bericht 

identifiziert worden. 

 

Zunächst ist ein klares Bekenntnis zum Subsidiaritätsprinzip erforderlich, wonach private 

Investitionen Vorrang gegenüber groß angelegten und häufig ineffizienten staatlichen Investi-

tionsprogrammen haben sollten. Durch die Schaffung eines klaren wettbewerbsrechtlichen 

und regulatorischen Rahmens sollten zudem privatwirtschaftliche Kooperationsmodelle un-

terstützt werden. Demgegenüber sollte die direkte öffentliche Förderung des Breitbandaus-

baus nur in Regionen erfolgen, wo unter rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten keine Versor-

gung erfolgen würde. 

 

Ferner gilt es, die Anreize für Investitionen durch eine Neuausrichtung des Regulierungsrah-

mens zu verbessern. Dazu gehören: 
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 Geeignete Maßnahmen, durch die Synergieeffekte beim Ausbau der Infrastruktur durch 

Nutzung aller bereits vorhandenen und geeigneten Kapazitäten realisiert werden können. 

 Eine Regionalisierung der Regulierung, durch die die Regulierungsdichte besser auf die 

jeweiligen Wettbewerbsbedingungen abgestimmt werden kann. 

 Regulierungsmodelle, die den investierenden Unternehmen hinreichende Flexibilität in der 

Preisgestaltung zugestehen und spezielle Risiken in angemessenem Umfang berücksichti-

gen.  

 Maßnahmen zur Sicherung der effektiven Nutzung der Frequenzen aus der digitalen Divi-

dende zur Versorgung ländlicher Räume mit bisher geringer Breitbandabdeckung. 

 Die entschlossene Förderung der Nachfrage nach nützlichen internetbasierten Anwendun-

gen, etwa in den Bereichen e-Government, Telemedizin oder e-Learning. 
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